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Rechtsanwalt
Dr. Hans-Christian
Hauck von Hauck

Schuchardt
Quelle: Hauck Schuchardt

Maklerrecht. Verweist ein privater
Immobilienverkäufer in seiner Anzeige
darauf, dass er keine Anfragen von Maklern
wünscht, müssen Immobilienvermittler das
akzeptieren.

LG Tübingen, Urteil vom 9. Mai 2022,
Az. 20 O 74/21

Unerwünschte Ansprache verstößt
gegen das Wettbewerbsrecht
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DER FALL

EinMakler schrieb einem privaten Immo-
bilienverkäufer eine E-Mail, in der er mit-
teilte, dass er für dessen angebotenes
Objekt mehrere konkrete Käuferkunden
habe. Er tat dies, obwohl der Verkäufer in
seinem Online-Inserat unzweideutig zu
verstehen gab, dass er keine Makleranfra-
gen wünscht. Dies war im Text optisch
klar hervorgehoben („KEINE MAKLER-

ANFRAGEN!!!“). Ein Verband zur Förde-
rung gewerblicher Interessen und des fai-
ren Wettbewerbs machte gegen den Mak-
ler Unterlassungsansprüche geltend und
forderte ihn zur Abgabe einer strafbewer-
ten Unterlassungserklärung auf. Dieser
kam der Makler jedoch nicht nach. Der
Verband erhob deshalb Unterlassungs-
klage.
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DIE FOLGEN

Die Klage hatte Erfolg. Die Richter urteil-
ten, dass ein Anspruch auf Unterlassung
besteht (gemäß §§ 8 Abs. 1, 7 Abs. 1, Abs. 2
Nr. 3 UWG). Der private Immobilienver-
käufer wurde in unzumutbarer Weise von
dem Makler belästigt. Ein UWG-Verstoß
liegt insbesondere bei Werbung mit elek-
tronischer Post vor, sofern der Adressat
vorab keine Einwilligung gegeben hat. Als
Werbung gelten gemäß UWG (§ 7 Abs. 1,
Abs. 2 Nr. 3) auch Nachfragenhandlungen
(BGH,Az. I ZR 197/05). DerMakler konnte
nicht geltendmachen, dass er lediglich im

Auftrag seiner Kunden mit dem privaten
Immobilienverkäufer Kontakt aufnehmen
und nicht für den Verkäufer als Vermittler
tätig sein wollte. Der ausdrückliche und
optisch hervorgehobene Hinweis im Inse-
rat, dass Makleranfragen unerwünscht
sind, kann nicht anders verstanden wer-
den, als dass der Inserent eineKontaktauf-
nahmedurch einenMakler keinesfalls will
– und zwar unabhängig davon, ob dieser
auf Käuferseite oder auf Verkäuferseite
auftritt. Der beklagteMakler hatte sich da-
rüber hinweggesetzt.
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WAS IST ZU TUN?

Manche Immobilienmakler lassen keine
Methode unversucht, um an neueObjekte
zu kommen. Einige schrecken nicht davor
zurück, auch Privatverkäufer anzuspre-
chen, die in ihrem Exposé klipp und klar
sagen, dass sie keine Makleranfragen
wünschen. Makler sollten es unbedingt
unterlassen, sich darüber hinwegzuset-
zen. Denn dann verhalten sie sich wettbe-
werbswidrig. Dies gilt insbesondere – aber
nicht nur – für E-Mails, die sie ungefragt
an Verbraucher schicken. Personen, die

dem Erhalt von elektronischer Werbepost
nicht konkret zugestimmt haben, dürfen
nicht für Werbezwecke angeschrieben
werden. Das Wettbewerbsrecht wurde
immer wieder zugunsten der Verbraucher
verschärft, um sie vor unlauteren Werbe-
methoden zu schützen. Das sollten
Makler bedenkenundnicht darauf hoffen,
dass Verbraucher darauf verzichten,
vor Gericht zu ziehen oder einen
Wettbewerbsschutz-Verband einzuschal-
ten. (redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwalt
Lars Friedrich

Borchardt, O&P
Oberthür & Partner

Quelle: Oberthür & Partner

Öffentliches Recht. Befreiungen nach
Baulandmobilisierungsgesetz können nur
im Einzelfall und mit Zustimmung der
Gemeinde erteilt werden. Diese
Zustimmung zu ersetzen, ist gesetzlich
nicht vorgesehen.

OVG Berlin-Brandenburg,
Urteil vom 22. Februar 2023, Az. OVG 10 B 15.18

Keine Baubefreiung ohne
Erlaubnis der Kommune
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DER FALL

Der Kläger begehrt die Erteilung eines
Bauvorbescheids für den Ausbau des
Dachgeschosses in einem Altbau in Ber-
lin. Das Vorhaben überschreitet die im
Baunutzungsplan festgesetzte Geschoss-
flächenzahl (GFZ). Das OVG wies die
gegen die Verweigerung der Erteilung
gerichtete Berufung zurück. Es stellte
zunächst fest, dass der Baunutzungsplan

hinsichtlich der GFZ nicht funktionslos
geworden sei. Sie sei hinsichtlich mögli-
cher Befreiungen ein Grundzug der Pla-
nung. Aufgrund des nach dem Gesetzes-
wortlaut erforderlichen „Einzelfalls“
könne auch keine Befreiung nach § 31
Abs. 3 BauGB erteilt werden. Zudem fehle
die Zustimmung der Gemeinde, die nicht
ersetzbar sei.
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DIE FOLGEN

Die Entscheidung ist auch für die Anwen-
dung der Befreiungsmöglichkeit nach § 31
Abs. 3 BauGB interessant. Nach dem
Hamburgischen OVG (Beschluss vom 16.
August 2021, Az. 2 Bs 182/71) hat sich nun
ein weiteres Obergericht geäußert. Im
Hamburger Fall hatte ein Nachbar ver-
sucht, die Ausnutzung einer Genehmi-
gung für den Bau eines Mehrfamilienhau-
ses zu verhindern. In Berlin dagegen
begehrte der Kläger die Erteilung eines
positiven Bauvorbescheids. Das Gericht
weist zutreffend auf den Widerspruch im

Baulandmobilisierungsgesetz hin, zwar
die Befreiungsmöglichkeiten „behutsam
zu lockern“, aber zugleich ein Einzelfaller-
fordernis zu verlangen. Der klareWortlaut
des Gesetzes bilde die Grenze der Ausle-
gung. Demnach könne die Gemeinde ihre
Zustimmung aus jeglichen – willkür- und
ermessensfehlerfreien – Gründen verwei-
gern. Eine behördliche Ersetzung oder
gerichtliche Überwindung komme kaum
in Betracht. Klagen auf die Erteilung einer
Befreiung nach § 31 Abs. 3 BauGB haben
deshalb wenig Aussicht auf Erfolg.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

WAS IST ZU TUN?

Die Entscheidung des OVG Berlin-
Brandenburg verdeutlicht den Reformbe-
darf der Befreiungsmöglichkeit des § 31
Abs. 3 BauGB, wenn sie noch zu einem
effektiven Mittel zur Schaffung von mehr
Wohnraumwerden soll. Insbesondere der
streng wirkende Wortlaut, dass nur „im
Einzelfall“ zugunsten des Wohnungsbaus
befreit werden könne, erweist sich in
der Praxis der Genehmigungsbehörden
immer wieder als Hindernis. Bei der Be-
antragung von Baugenehmigungen für

Wohnraum ist bei der Erforderlichkeit
einer Befreiung stets eine sorgfältig
erarbeitete Begründungmit einzureichen,
warum die Tatbestandsvoraussetzungen
des § 31 Abs. 3 BauGB für das jeweilige
Vorhaben vorliegen. Auch sollte frühzeitig
im Rahmen von Abstimmungen darauf
hingearbeitet werden, dass die Gemeinde
ihre erforderliche Zustimmung erteilt.

(redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwalt
Christian Hippel

von WIR Wanderer
und Partner

Quelle: WIR

Baurecht: Will ein Auftraggeber eine
bestimmte Ausführungsart beauftragen,
sollte er das bei Auftragserteilung deutlich
ausdrücken, um Auslegungsschwierigkeiten
vorzubeugen. Dies gilt selbst dann, wenn der
Vertragszweck feststeht.

KG, Urteil vom 5. Mai 2022, Az. 27 U 152/18

Aufträge sollen eindeutig
formuliert werden
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DER FALL

Ein Bauunternehmen klagt auf Werklohn
für die Sanierung von zwei Balkonen,
bei denen aufgrund einer defekten
Bestandsabdichtung Wasser in das
Gebäude eingedrungen war. Angeboten
wurden Arbeiten „zur Beseitigung der
Ursache des durch den defekten Balkon-
fußboden entstandenen Wasserscha-
dens“. Der Auftraggeber bezweifelt die

Eignung der verwendeten Bauprodukte
und verweigert die Zahlung. Streitig war
vor dem Kammergericht zunächst, was
beauftragt wurde. Das Angebot spricht
von einer Beschichtung – wohingegen in
der Beauftragung von Abdichtung die
Rede ist.
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DIE FOLGEN

Die Klage wurde abgewiesen. Da die wört-
liche Auslegung des Vertrags zu keinem
eindeutigen Ergebnis führt, ist er nach
Sinn und Zweck auszulegen. Ziel des Auf-
trags war es demnach, zukünftige Wasser-
schäden zu verhindern. Dieser Zweck
wäre mit einer Abdichtung erreicht wor-
den. Bei einer bloßen Beschichtung blieb
dies offen. Es liegt davon unabhängig ein
Verstoß gegendie anerkanntenRegeln der
Technik und somit einMangel vor, da Pro-
dukte verwendet wurden, für die keine all-
gemeine baurechtliche Zulassung nach

der Landesbauordnung vorliegt. Das
Material war nach den einschlägigen Nor-
men, Richtlinien und Regelwerken nicht
für eine Balkoninstandsetzung zugelas-
sen. Daher fehlt es am Gebrauchstaug-
lichkeitsnachweis für Balkone. Mangelfrei
wäre die Leistung ausnahmsweise dann,
wenn die aufgebrachte Beschichtung die-
selbe Nutzungsdauer aufweisen würde
wie zugelassene Bauprodukte. Die Nut-
zungsdauer war jedoch unbekannt. Die
Werkleistung war demnach nicht abnah-
mefähig.
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WAS IST ZU TUN?

Mit diesem Ergebnis wäre die Klage
jedoch nicht endgültig abgewiesen wor-
den, sodass der Auftraggeber mit einem
Kostenvorschussanspruch zur Mängel-
beseitigung aufrechnete. Eine nochmalige
Frist zur Mangelbeseitigung ist ent-
behrlich, wenn das Bauunternehmen
bereits vergeblich versucht hat, nach-
zubessern. Weitere Nachbesserungs-
versuche sind für den Auftraggeber
unzumutbar. Auch wenn nach jahrelan-
ger Verhandlungen und der Aufforde-

rung, ein Sanierungskonzept vorzulegen,
unklar bleibt, mit welchem zugelassenen
Bauprodukt die Mangelbeseitigung
vorgenommen werden soll. Fallen Man-
gelbeseitigungskosten mindestens in
Höhe der Klageforderung an, erlischt
der Werklohnanspruch durch die Auf-
rechnung in voller Höhe – und endgültig.

(redigiert von Monika Hillemacher)

Steuerberater
Jens Krall, Euprax

Quelle: Euprax, Urheber: Oliver Rehbinder

Steuerrecht: Die bloße Hausreinigung
qualifiziert nicht als Betreuung von
Wohnungsbauten und verhindert die
Anwendung der erweiterten
Gewerbesteuerkürzung.

BFH, Urteil vom 16.Februar 2023,
Az. III R 49/20

Putzen allein reicht dem
Finanzamt nicht
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DER FALL

Die klagende GmbH war Eigentümerin
von fremdvermieteten Wohnimmobilien
und beantragte die Freistellung ihres
Gewinns von der Gewerbesteuer, soweit
er auf die Verwaltung und Nutzung ihres
eigenen Grundbesitzes entfiel. Das
Finanzamt versagte die Steuerbefreiung
mit der Begründung, die Klägerin erfülle
die gesetzlichen Voraussetzungen nicht,

weil sie auch Reinigungsleistungen gegen
Entgelt im Auftrag ihrer Gesellschafter
übernommen habe und damit nicht aus-
schließlich grundbesitzverwaltend tätig
im Sinne der Vorschrift gewesen sei. Die
Klägerin macht dagegen geltend, dass
sie die Reinigungsleistungen ohne Ge-
winnerzielungsabsicht erbracht habe.
Die Steuerbefreiung sei zu gewähren.
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DIE FOLGEN

Der BFH gab dem Finanzamt Recht und
wies die Klage ab. Die übernommene
Hausreinigung sei keine begünstigte
Tätigkeit, die ausnahmsweise neben der
ausschließlichen Verwaltung und Nut-
zung eigenen Grundbesitzes ausgeübt
werden dürfe. Zwar sei die Betreuung
von Wohnungsbauten eine unschädliche
Tätigkeit. Die bloße entgeltliche Er-
bringung von Reinigungsleistungen falle
jedoch nicht hierunter. Ferner existieren
keine Ausnahmen wegen Geringfügigkeit,

und es spiele keine Rolle, ob die Neben-
tätigkeit mit oder ohne Gewinn-
erzielungsabsicht ausgeübt wurde. Im
Ergebnis kam nur die reguläre Gewer-
besteuerminderung zum Abzug und
musste der überwiegende Teil des
Gewinns versteuert werden, obwohl die
Erlöse aus der Reinigung nur gering
waren.
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WAS IST ZU TUN?

Die streitige Befreiung dient dazu, Immo-
bilienunternehmen, die wie private
Immobilienbesitzer ausschließlich eige-
nen Grundbesitz verwalten, von der
Gewerbesteuer zu entlasten. Erlaubt sind
nur gewisse Nebentätigkeiten. Diese
unschädlichen Nebentätigkeiten sind im
Gesetz abschließend aufgezählt. Anhand
der vorliegenden Entscheidung wird klar,
was als unschädliche Betreuung von
Wohnungsbauten anzusehen ist. Danach
hätte sich die Klägerin um das Gesamt-
objekt kümmern und Hauptansprech-

partnerin sein müssen. Die Betreuung
ist zudem nicht auf reine Verwaltungs-
tätigkeiten beschränkt, sondern kann
auch die praktische Objektbetreuung
vor Ort mit einschließen, muss es aber
nicht. Ferner kann sich die Betreuung
auf die Bauphase oder Bewirtschaftung
erstrecken. Diese Kriterien gilt es bei
der Abfassung von Verträgen zur Betreu-
ung von Wohnungsbauten zu beachten.

(redigiert von Monika Hillemacher)

Erstaunlich geräuschlos wurde im Laufe
des Jahres 2022 das Elektronische Urkun-
denarchiv bei der Bundesnotarkammer
eingeführt – ein elektronisches Archiv, in
dem deutschlandweit alle notariellen
Urkunden zentral erfasst und geführt
werden. Von außen sieht alles aus wie
immer. Die Notarin oder der Notar liest
vor, hier und da wird vielleicht noch ein
wenig diskutiert und am Ende unter-
schrieben. Doch ab dann ist alles anders:
Die Urkunde wird digitalisiert, elektro-
nisch signiert undmit einemDatensatz in
verschlüsselter Form in das Elektronische
Urkundenarchiv eingestellt. Das Ver-
fahren ist aufwändig und gesetzlich
geregelt. Es soll gewährleisten, dass das
elektronische Dokument eine original-
getreueWiedergabe des Papierdokuments
ist.

Das Ergebnis ist eine elektronische
Urkunde, die der Papierurkunde von
Gesetzes wegen gleichgestellt ist und –
anders als beispielsweise ein normaler
Scan als PDF-Datei – im Rechtsverkehr
den vollen Beweis ihres Inhalts erbringt.
Mit zunehmendem Voranschreiten der
Digitalisierung in Justiz und Verwaltung
kann die elektronische Urkunde Gerich-
ten, Behörden und anderen Stellen
zusammenmit dem strukturiertenDaten-
satz zur Verfügung gestellt werden, umals
Grundlage für die Weiterbearbeitung zu
dienen.

Das alles ist kein Selbstzweck. Durch
die Digitalisierung werden Synergien
geschaffen und die Verfahrensabläufe
beschleunigt und vereinfacht. Das alles
führt zu einer effizienteren Bearbeitung
der beurkundeten Geschäfte und dient
den Interessen der rechtssuchendenBevöl-
kerung.

Der Weg dorthin war steinig. In jahre-
langen Vorarbeiten mussten zunächst die
rechtlichen Grundlagen geschaffen wer-
den, um überhaupt tätig werden zu kön-
nen. Notarinnen und Notare sind öffent-
liche Amtsträger, deren Arbeitsweise
durch das notarielle Berufsrecht und das
Beurkundungsgesetz vorgezeichnet ist.

Wer diese Arbeitsweise ändern will,
bedarf des parlamentarischen Segens.
Bevor eine digitale Transformation begin-
nen kann, muss sie erst am Reißbrett ent-
worfen und inGesetzesform gegossenwer-
den. Zu Recht. Die Methode „trial und
error“ kann und darf nicht der Anspruch
eines Berufsstands sein, dessen höchstes
Gut die eigene Verlässlichkeit ist.

Nach Schaffung der rechtlichen
Grundlagen lag es an der Bundesnotar-
kammer, ein belastbares elektronisches
Archivsystem aufzubauen, das auch in
den entlegensten Winkeln der Republik
ein reibungsloses Arbeiten ermöglicht.
Außerdem mussten die Notarstellen von
mehr als 7.000 Notarinnen und Notaren
in ganz Deutschland technologisch aufge-
rüstet und auf die Neuerungen vorbereitet
werden.

Die IT- und Sicherheitsarchitektur
jedes Notariats kam auf den Prüfstand.
Server, Scanner, Signaturkarten und Sig-
naturkartenleser wurden besorgt, Nota-
rinnen und Notare sowie deren Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter wurden
geschult. Sämtliche Büroabläufe mussten
neu gedacht werden. Sie merken, hier
schreibt ein Betroffener.

Und nun? Das Elektronische Urkun-
denarchiv läuft und größere Katastro-
phen sind ausgeblieben. Jeder, der schon
einmal eine IT-Umstellung miterleben
durfte, weiß um die Bedeutung dieser
Aussage. Doch ist das kein Grund, sich
auszuruhen. Weitere Digitalisierungs-
projekte wurden undwerden aktiv voran-
getrieben. Die technologische Entwick-
lung schreitet voran und muss auch im
Notariat fortgedacht werden, um dieses
zukunftsfähig zu gestalten. Die aufge-
bauten Kompetenzen und die gewon-
nenen Erkenntnisse können hierbei helfen
und müssen genutzt werden. Das ist
nicht nur im Interesse des Notariats,
sondern auch im Interesse derer, die
notarielle Leistungen in Anspruch neh-
men. (redigiert von Monika Hillemacher)

Folge 6:
Das elektronische Archiv

Notarinnen und Notare berichten
in dieser regelmäßig erscheinenden
Kolumne aus ihrer Praxis.

BLICK INS
IMMOBILIEN-NOTARIAT

Carlo Scheiternig, Notar
in Obergünzburg.
Quelle: Carlo Scheiternig


